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Antrag 71/II/2018

Abt. 05/08Wilhelmstadt

Der Landesparteitag möge beschließen:

Der Bundesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme in der Fassung der AK (Konsens)

Wohnungstausch auf eine gesetzliche Grundlage stellen! Für eine sozialeWohnungspolitik!
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Überwiesen an SPD Bundestagsfraktion

DerWohnungstausch zwischenMieterinnen undMietern

befindet sich derzeit in einer Grauzone undmuss auf eine

solide gesetzlicheGrundlage gestelltwerden. So kannden

legitimen Interessen breiter Bevölkerungsschichten ent-

sprochen werden. Der direkte Wohnungstausch ermög-

licht auf Grundlage der bestehendenMietverhältnisse ei-

nenWohnungstausch auf freiwilliger Basis. Durch diesen

Wohnungstausch treten die jeweiligen Mieterinnen und

Mieter in die bestehenden Mietverhältnisse ein und ver-

hindern so eine wechselseitige Mietsteigerung.

 

Der SPD-Landesparteitag Berlin fordert die SPD Mitglie-

der des Abgeordnetenhauses und des Senats, der SPD-

Bundesparteitag fordert die SPD-Bundestagsfraktion da-

zu auf, eine entsprechende gesetzliche Initiative zu star-

ten.

DerWohnungstausch zwischenMieterinnen undMietern

befindet sich derzeit in einer Grauzone undmuss auf eine

solide gesetzlicheGrundlage gestelltwerden. So kannden

legitimen Interessen breiter Bevölkerungsschichten ent-

sprochen werden. Der direkte Wohnungstausch ermög-

licht auf Grundlage der bestehendenMietverhältnisse ei-

nenWohnungstausch auf freiwilliger Basis. Durch diesen

Wohnungstausch treten die jeweiligen Mieterinnen und

Mieter in die bestehenden Mietverhältnisse ein und ver-

hindern so eine wechselseitige Mietsteigerung.

 

1. Mieter, die ihreWohnungen tauschenwollen, erhal-

ten das Recht, in das Mietverhältnis der jeweiligen

Tauschpartner mit gleichen Rechten und Pflichten

einzutreten.

2. Um den Vermietern durch eine solche Regelung

nicht das Insolvenzrisiko eines Mieters aufzubür-

den, die sie selbst nicht ausgewählt haben, haften

beide Tauschpartneri ihren jeweiligen Vermietern

für einen bestimmten Zeitraum jeweils als Gesamt-

schuldner für den Mietzins.

3. Die Vermieter können dem Tausch aus wichtigem

Grund, der in der Person ihres neuen Mieters liegt,

widersprechen.

 

Der SPD-Landesparteitag Berlin fordert die SPD Mitglie-

der des Abgeordnetenhauses und des Senats, der SPD-

Bundesparteitag fordert die SPD-Bundestagsfraktion da-

zu auf, eine entsprechende gesetzliche Initiative zu star-

ten.

 

WIEDERVORLAGE LPT II/2018 | Überwiesen an FA VIII - So-

ziale Stadt
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